
Die Verbandsversammlung des 
AV „Untere Döllnitz“ hat am 
16. Dezember 2019 die Gebüh-
renkalkulation für 2020 bis 2023 
beschlossen. Zum 1. Januar 2020 
müssen die Gebühren teils erhöht 
werden, um die Aufgaben der Ab-
wasserentsorgung weiterhin kos-
tendeckend zu bewältigen.  

„Der Finanzierungsdruck steigt jähr-
lich. Seit über zehn Jahren erhalten 
wir keine Fördermittel für Investitio-
nen mehr und müssen diese über Kre-
dite finanzieren. Hieraus ergeben sich 
für Abschreibungen und Zinsen Kos-
ten, die einzig entstehen, weil eine 
Anlage existiert“, erläutert Geschäfts-

führer Frank-Peter Streubel. Kurzum: 
Solange der Verband weiter investiert 
– und das muss er – werden die Ge-
bühren steigen. Große Investitionen 

in den letzten Jahren waren z. B. der 
Kanalbau in der Oststraße, Am alten 
Arbeitsamt/Dresdener Straße oder 
aktuell in der Mühlberger Straße. Die 

demografische Entwicklung tut ihr 
Übriges: Da die Bevölkerungszah-
len sinken, verteilen sich die Ge- 
bührenbelastungen auf weniger Schul-

tern. Die Ableitung und Reinigung von 
1 m3 Abwasser in einer Kläranlage im 
Verbandsgebiet kostet durchschnitt-
lich 4,12 Euro (zentraler Raum). Ver-
gleichen Sie das mal mit dem Preis 
für 1000 Flaschen Mineralwasser. Ein 
Dreipersonenhaushalt im Stadtgebiet 
Oschatz mit einem Durchschnittswas-
serverbrauch von 87 m3/Jahr zahlt ab 
1. Januar 2020 für die Schmutzwas-
serableitung und Reinigung etwa 
20 Euro/Jahr mehr. Das entspricht 
55 Cent/Person und Monat.
Hier veröffentlichen wir die aktuelle 
Haushalts- und Gebührensatzung. 
Sie dienen als Grundlage unserer Ar-
beit und werden von Vertretern der 
Verbandsversammlung beschlossen.
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Neue Gebühren ab 1. Januar 2020

Mit Bescheid des Landratsamtes 
Nordsachsen vom 06.01.2020 wur-
de die Haushaltssatzung mit Wirt-
schaftsplan des Abwasserverbandes 
„Untere Döllnitz“ für das Jahr 2020 
genehmigt. Diese liegen in der Zeit 
vom 20. 01.  bis 30. 01. 2020 wäh-
rend der üblichen Dienststunden 
zur Einsichtnahme in der Ver-
bandsverwaltung, Mannschatzer 
Straße 38 in 04758 Oschatz aus. 
Die Satzung wird nachfolgend be-
kanntgemacht.
Aufgrund von § 16 SächsEigBVO 
i.V.m. § 72 ff. SächsGemO hat die 
Verbandsversammlung des Abwas-
serverbandes „Untere Döllnitz“ am 
16. 12. 2019 folgende Satzung für das 
Wirtschaftsjahr 2020 beschlossen:

§ 1
Der Wirtschaftsplan für das Wirt-
schaftsjahr 2020 wird festgesetzt 
1. im Erfolgsplan mit  
Erträgen von			 
� 6.232.620,34 €
und Aufwendungen von		
� 5.701.447,56 €
voraussichtlicher Jahresüberschuss	
� 531.172,78 €

im Liquiditätsplan mit den 
Mittelzu- und Mittelabfluss aus
• laufender Geschäftstätigkeit		
 � 2.206.000,00 €
• der Investitionstätigkeit
� - 5.419.000,00 €
• der Finanzierungstätigkeit		
� 3.646.000,00 €
2. 	dem Gesamtbetrag der vorgese-
henen Kreditermächtigung von  	
� 4.694.692,00 €
3. 	dem Gesamtbetrag der Ver-
pflichtungsermächtigungen von		
� 0,00 €.

§ 2
Der Höchstbetrag der Kassenkre-
dite, die im Wirtschaftsjahr zur 
rechtzeitigen Leistung von Ausga-
ben in Anspruch genommen wer-
den dürfen, wird auf 441.000,00 € 
festgesetzt.

§ 3
Die betriebliche Umlage der Mit-
gliedsgemeinden für die Straßen-
entwässerung beträgt gemäß Er-
folgsplan 2020 für
• die Stadt Oschatz	� 110.707,60 €
• die Gemeinde Liebschützberg 	
   � 58.046,24 €

• die Gemeinde Naundorf		
� 35.816,68 €
• die Stadt Dahlen		                 
� 75.381,66 €.
Der Deckungsausgleich aus Vorjah-
ren beträgt für 2020 für 	
• die Stadt Oschatz			 
� 32.146,95 €
• die Gemeinde Liebschützberg 	
    � 5.184,29 €
• die Gemeinde Naundorf		
� 3.780,74 €
• die Stadt Dahlen			 
� 0,00 €.

Die Abforderung der betrieblichen 
Straßenentwässerung beträgt somit 
im Jahr 2020 Gesamt für
• die Stadt Oschatz			 
� 142.854,55 €
•die Gemeinde Liebschützberg 	   
� 63.230,53 €
• die Gemeinde Naundorf		
   � 39.597,42 €
• die Stadt Dahlen		                 
� 75.381,66 €.

Die investive Umlage der Mitglieds-
gemeinden für die Straßenentwässe-
rung beträgt für

• die Stadt Oschatz   �283.502,00 €
• die Gemeinde Liebschützberg	                       
� 0,00 €
• die Gemeinde Naundorf		
� 0,00 €
• die Stadt Dahlen			 
� 22.500,00 €

Oschatz, den 07.01.2020

Andreas Kretschmar
Verbandsvorsitzender

Hinweis nach § 4 Abs. 4 SächsGe-
mO:
Nach § 47 Absatz 2 und § 6 Absatz 
1 SächsKomZG in Verbindung mit 
§ 4 Absatz 4 Sächs-GemO gelten 
Satzungen, die unter Verletzung 
von Verfahrens- und Formvor-
schriften zustande gekommen sind, 
ein Jahr nach ihrer Bekanntma-
chung als von Anfang an gültig zu-
stande gekommen. Dies gilt nicht, 
wenn
1. �die Ausfertigung der Satzung 

nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. �Vorschriften über die Öffentlich-

keit der Sitzungen, die Genehmi-
gung oder die Bekanntmachung 
der Satzung verletzt worden sind,

3. �der Verbandsvorsitzende dem 
Beschluss nach § 47 Absatz 2 
und § 6 Absatz 1 SächsKomZG 
in Verbindung mit § 52 Absatz 2 
SächsGemO wegen Gesetzeswid-
rigkeit widersprochen hat,

4. �vor Ablauf der in § 47 Absatz 2 
und § 6 Absatz 1 SächsKomZG 
in Verbindung mit § 4 Absatz 4 
Satz 1 SächsGemO genannten 
Frist

a) �die Rechtsaufsichtsbehörde den 
Beschluss beanstandet hat oder

b) �die Verletzung der Verfahrens- 
und Formvorschrift gegenüber 
dem Verband unter Bezeichnung 
des Sachverhaltes, der die Verlet-
zung begründen soll, schriftlich 
geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach den Zif-
fern 3 oder 4 geltend gemacht wor-
den, so kann auch nach Ablauf der 
in § 47 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 
SächsKomZG in Verbindung mit 
§ 4 Absatz 4 Satz 1 SächsGemO 
genannten Frist jedermann diese 
Verletzung geltend machen.

Haushaltssatzung des AV „Untere Döllnitz“ für das Wirtschaftsjahr 2020
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Gebühr ab Januar 2020 (2019 im Vergl.)	 Liebschützberg, Naundorf, Oschatz	 Dahlen
Niederschlagswassergebühr	 0,46 (0,37)	 1,21 (0,88)
(EUR/m² voll versiegelte und angeschlossene Fläche im Jahr)
Verbrauchsgebühr Schmutzwasser	  1,79 (1,66)	 3,36 (3,89)
zentral (EUR/m³)
Grundgebühr Schmutzwasser	 9,24 (8,65)	 8,75 (8,75)
zentral (EUR/Wohneinheit im Monat)
Verbrauchsgebühr Schmutzwasser	  1,57 (1,22)	 1,53 (1,25)
dezentral (EUR/m³)
Grundgebühr Schmutzwasser	 7,33 (6,74)	 4,07 (3,58)
dezentral (EUR/Wohneinheit im Monat)
Entsorgung Kleinkläranlage (EUR/m³ entnommener Menge)	 45,06 (39,98)	 45,06 (39,98)
Entsorgung abflusslose Grube (EUR/m³ entnommener Menge)	 16,62 (18,30)	 16,62 (18,30)
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Auf Grund von
• �§ 47 Absatz 2, § 6 Absatz 1 und § 

5 Absatz 4 des Sächsischen Gesetzes 
über kommunale Zusammenarbeit 
(SächsKomZG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. April 
2019 (SächsGVBl. S. 270),

• �§§ 4, 14 und 124 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Sachsen 
(SächsGemO) vom 9. März 2018 
(SächsGVBl. S. 62), zuletzt geän-
dert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 2. Juli 2019 (SächsGVBl. S. 
542),

• �§ 2 Absatz 1 und § 9 Absatz 1 des 
Sächsischen Kommunalabgaben-
gesetzes (SächsKAG) vom 9. März 
2018 (SächsGVBl. S. 116), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 Absatz 17 
des Gesetzes vom 5. April 2019 
(SächsGVBl. S. 245),

• �§§ 54 – 61 des Gesetzes zur Ord-
nung des Wasserhaushalts (Was-
serhaushaltsgesetz - WHG) vom 
31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 4. Dezember 
2018 (BGBl. I S. 2254), in Ver-
bindung mit §§ 48-54 des Säch-
sischen Wassergesetzes (SächsWG) 
vom 12. Juli 2013 (GVBl. S. 503), 
zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 
(SächsGVBl. S. 287), hat die Ver-
bandsversammlung des Abwasser-
verbandes „Untere Döllnitz“ in 
ihrer Sitzung 16.12.2019 die fol-
gende Satzung beschlossen:

§ 1 Erhebungsgrundsatz
(1) �Diese Satzung gilt für die Benut-

zung der öffentlichen Einrich-
tungen des Abwasserverbandes 
„Untere Döllnitz“ nach § 1 
Abs. 1 der Satzung über die öf-
fentliche Abwasserbeseitigung 
(Abwassersatzung – AbwS) vom 
24.10.2016 in der jeweils gültigen 
Fassung.

(2) �Der Verband erhebt für die Be-
nutzung der öffentlichen Ab-
wasserbeseitigungseinrichtungen 
nach § 1 Abs. 1 AbwS Abwas-
sergebühren als Verbrauchsge-
bühren, als sonstige Gebühren 
sowie als Grundgebühren. Die 
Verbrauchsgebühren werden 
erhoben für die Teilleistungen 
zentrale Schmutzwasserentsor-
gung, dezentrale Schmutzwasse-
rentsorgung, Niederschlagswas-
serentsorgung, Entsorgung von 
abflusslosen Gruben und Entsor-
gung von Kleinkläranlagen sowie 
für sonstige Benutzungen der öf-
fentlichen Abwasseranlagen. Die 
Grundgebühren werden erhoben 
für die Teilleistungen zentrale 
Schmutzwasserentsorgung und 
dezentrale Schmutzwasserentsor-
gung.

(3) �Für die Gebührenerhebung ist 
es ohne Belang, ob das Abwasser 

bzw. Wasser unmittelbar oder 
mittelbar in die öffentlichen Ab-
wasseranlagen geleitet oder ge-
bracht wird.

§ 2 Begriffsbestimmungen
(1) �Abwasser im Sinne dieser Satzung 

ist:
1.	� das durch häuslichen, gewerb-

lichen, landwirtschaftlichen oder 
sonstigen Gebrauch in seinen 
Eigenschaften veränderte Wasser 
und das bei Trockenwetter damit 
zusammen abfließende Wasser 
(Schmutzwasser),

2.	� das von Niederschlägen aus dem 
Bereich von bebauten oder befe-
stigten Flächen gesammelt abflie-
ßende Wasser (Niederschlagswas-
ser) sowie

3.	� das sonstige in öffentlichen Ab-
wasseranlagen mit Schmutzwas-
ser oder Niederschlagswasser flie-
ßende Wasser.

(2) �Sonstiges Wasser im Sinne von 
Absatz 1 ist insbesondere Wasser 
aus Hausdrainagen und vergleich-
baren Anlagen und das in Abwas-
seranlagen abfließende Wasser, 
welches weder durch häuslichen, 
gewerblichen, landwirtschaft-
lichen oder sonstigen Gebrauch 
in seinen Eigenschaften verändert 
ist, noch bei Niederschlägen von 
bebauten und befestigten Flächen 
gesammelt und gezielt in die Ab-
wasseranlagen eingeleitet wurde.

(3) �Öffentliche Abwasseranlagen 
haben den Zweck, das im Ver-
bandsgebiet angefallene Abwas-
ser zu sammeln und der Vorflut 
zuzuleiten (dezentrale Entsor-
gung) oder zu sammeln, den 
Abwasserbehandlungsanlagen 
zuzuleiten und zu reinigen (zen-
trale Entsorgung). Öffentliche 
Abwasseranlagen sind insbeson-
dere die öffentlichen Kanäle, Re-
genbecken, Abwasserpumpwerke 
und Klärwerke sowie offene und 
geschlossene Gräben, soweit sie 
der öffentlichen Abwasserbesei-
tigung dienen. Zu den öffentli-
chen Abwasseranlagen gehören 
auch die Grundstücksanschlüs-
se im Bereich der öffentlichen 
Verkehrs- und Grünflächen bis 
zur Grundstücksgrenze bzw. bei 
Vakuumkanalisationen bis zum 
Standort des Ventilschachtes ein-
schließlich des Schachtes selbst 
(Anschlusskanäle im Sinne von 
§ 10 AbwS). Grundstücksent-
wässerungsanlagen gehören nicht 
zu den öffentlichen Abwasseran-
lagen.

(4) �Grundstücksentwässerungsan-
lagen sind alle Anlagen, die der 
Sammlung, Vorbehandlung, Prü-
fung und Ableitung des Abwas-
sers bis zur öffentlichen Abwasser-
anlage oder direkt zum Gewässer 
dienen. Dazu gehören insbeson-

dere Leitungen, die im Erdreich 
oder Fundamentbereich verlegt 
sind und das Abwasser dem An-
schlusskanal oder dem Gewässer 
zuführen (Grundleitungen), He-
beanlagen, abflusslose Gruben 
und Kleinkläranlagen.

(5) �Grundstückskläranlagen sind 
alle Anlagen eines Grundstückes 
zur Behandlung von häuslichem 
oder in der Beschaffenheit ähn-
lichem Abwasser, insbesondere 
Ausfaulgruben nach DIN 4261 
Teil 1 oder DIN EN 12566 Teil 
1, Ausgabe Mai 2004, und Teil 
4, Ausgabe Januar 2008 und 
vollbiologische Kleinkläranlagen 
nach DIN 4261 Teil 2, Ausga-
be Dezember 2002 oder DIN 
EN 12566 Teil 3, Ausgabe Juli 
2009 und DIN EN 12566 Teil 
6, Ausgabe Mai 2013. Ihnen 
stehen Gruben zur Sammlung 
solcher Abwässer gleich. Grund-
stückskläranlagen zählen zu den 
Grundstücksentwässerungsanla-
gen nach Absatz 4. Die DIN- und 
DIN EN-Normen sind im Beuth 
Verlag GmbH Berlin erschienen 
und bei Deutschen Patent- und 
Markenamt München archivmä-
ßig gesichert niedergelegt.

(6) �Grundstücke, für die eine lei-
tungsgebundene Anschlussmög-
lichkeit an eine zentrale Kläranla-
ge nicht besteht, gelten als dezen-
tral entsorgt. Die nicht unter Satz 
1 fallenden Grundstücke gelten 
als zentral entsorgt.

(7) �Die Straßeneinläufe sowie deren 
Zuführungsleitungen zur öffent-
lichen Kanalisation sind keine 
öffentlichen Abwasseranlagen. 
Grundstücke, die gemäß § 2 
SächsStrG dem öffentlichen Ver-
kehr gewidmet sind, unterliegen 
nicht der Gebührenpflicht.
§ 3 Gebührenschuldner

(1) �Schuldner der Abwassergebühren 
ist der Eigentümer des Grund-
stücks, auf dem das Abwasser 
anfällt, das in die öffentlichen 
Abwasseranlagen gelangt. Schuld-
ner der Abwassergebühren für 
Einleitungen nach § 5 Abs. 1 Nr. 
3 ist der Eigentümer des Grund-
stücks, von dem die Einleitung 
erfolgt. Schuldner der sonstigen 
Gebühren nach § 10 Abs. 9 ist 
der Eigentümer des Grundstücks, 
auf dem sich die Grundstücks-
entwässerungsanlage befindet. 
Gebührenschuldner bei Grund-
stücken mit gemeinschaftlichem 
Eigentum aufgrund WEG ist die 
Gemeinschaft der Wohnungsei-
gentümer. Der Erbbauberech-
tigte oder der sonst dinglich zur 
baulichen Nutzung Berechtigte 
ist anstelle des Grundstücksei-
gentümers bzw. der Wohnungs-
eigentümergemeinschaft Gebüh-

renschuldner.
(2) �Bei Anlieferung ist Gebühren-

schuldner derjenige, der das Ab-
wasser anliefert.

(3) �Erfolgt die Einleitung ohne kon-
kreten Grundstücksbezug, ist der 
Einleiter Gebührenschuldner.

(4) �Mehrere Gebührenschuldner für 
dasselbe Grundstück oder diesel-
be Anlieferung bzw. Einleitung 
sind Gesamtschuldner. Entwäs-
sern mehrere Grundstücke über 
eine Grundstücksentwässerungs-
anlage, haften die Eigentümer 
dieser Grundstücke für das über 
diese Anlage entsorgte Abwasser 
als Gesamtschuldner.

§ 4 Gebührenmaßstab für die 
Schmutzwasserentsorgung

(1) �Die Grundgebühr für die Teillei-
stung Schmutzwasserentsorgung 
wird nach der Zahl der an die 
öffentlichen Abwasseranlagen 
angeschlossenen Wohneinheiten 
bemessen.

(2) �Die Verbrauchsgebühr für die 
Teilleistung Schmutzwasserent-
sorgung wird nach der Schmutz-
wassermenge bemessen, die auf 
dem an die öffentlichen Ab-
wasseranlagen angeschlossenen 
Grundstück anfällt. Bei Einlei-
tung von sonstigem Abwasser 
nach § 2 Absatz 2 sowie bei An-
lieferung des Abwassers bemisst 
sich die Verbrauchsgebühr nach 
der eingeleiteten oder angeliefer-
ten Abwassermenge.

§ 5 Abwassermenge bei der 
Schmutzwasserentsorgung

(1) �In dem jeweiligen Veranlagungs-
zeitraum (§ 13 Abs. 2) gilt als an-
gefallene Abwassermenge

1.	� bei öffentlicher Wasserversorgung, 
der der Trinkwasserentgeltberech-
nung zugrunde gelegte Wasserver-
brauch,

2.	� bei nichtöffentlicher Wasserver-
sorgung, die dieser entnommene 
Wassermenge und

3.	� das auf Grundstücken anfallende 
Niederschlagswasser und sonstige 
Wasser, soweit es gebraucht und 
als Schmutzwasser in die öffentli-
chen Abwasseranlagen eingeleitet 
wird.

(2) �Auf Verlangen des Verbandes 
hat der Gebührenschuldner bei 
Einleitung von sonstigem Wasser 
nach § 2 Abs. 1 und 2, bei nicht-
öffentlicher Wasserversorgung 
(Absatz 1 Nummer 2) oder bei 
Nutzung von Niederschlagswas-
ser oder sonstigem Wasser als 
Brauchwasser (Absatz 1 Nummer 
3) geeignete, den Bestimmungen 
des Eichgesetzes entsprechende, 
Messeinrichtungen auf seine Ko-
sten anzubringen und zu unter-

halten.
(3) �Soweit die Wassermenge nach 

Abs. 1 nicht gemessen wurde, das 
Messgerät offensichtlich falsch 
anzeigt oder die zulässige Ver-
kehrsfreigrenze des Messgerätes 
überschritten ist, ist der Verband 
zur Schätzung der Abwassermen-
ge nach folgenden Maßgaben 
berechtigt:

1.	� unter Verwendung des Durch-
schnittsverbrauches des letzten 
fehlerfreien Ablesezeitraumes oder

2.	 unter Verwendung des für die 
Ortschaft im Abrechnungsjahr er-
mittelten Durchschnittsverbrauches 
pro Einwohner.
(4) �Der Verband ist darüber hinaus 

berechtigt, die Abwassermenge 
nach dem Schätzverfahren von 
Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 zu schät-
zen, sofern diese auf andere Weise 
nicht ermittelt oder nachgewiesen 
werden kann.
§ 6 Absetzungen bei der 

Schmutzwasserentsorgung
(1) �Nach § 5 ermittelte Wassermen-

gen, die nachweislich nicht in die 
öffentlichen Abwasseranlagen 
eingeleitet wurden, werden auf 
schriftlichen Antrag des Gebüh-
renschuldners bei der Bemessung 
der Verbrauchsgebühr für die 
Teilleistung Schmutzwasserent-
sorgung abgesetzt. Von der Ab-
setzung ausgenommen ist eine 
Wassermenge von 20 Kubikmeter 
pro Jahr je einwohnermelderecht-
lich erfasste Personen.

(2) �Der Nachweis ist durch geeignete, 
den Bestimmungen des Eichge-
setzes entsprechende, Messein-
richtungen zu erbringen. Dabei 
muss gewährleistet sein, dass über 
diese Messeinrichtungen nur die 
Wassermengen gemessen werden 
können, die nicht in die öffent-
lichen Abwasseranlagen gelangen 
können. Hierfür ist es erforder-
lich, dass der Gebührenschuld-
ner den erstmaligen Einbau einer 
Messeinrichtung gegenüber dem 
Verband unverzüglich anzeigt 
und die Abnahme der Messein-
richtung beantragt. Die Abnahme 
erfolgt durch den Verband und 
auf Kosten des Gebührenschuld-
ners nach den Regelungen der 
Verwaltungskostensatzung des 
Verbandes vom 13.10.2008 in 
der jeweils geltenden Fassung.

(3) �Wird bei landwirtschaftlichen 
Betrieben die abzusetzende Was-
sermenge nicht durch Messungen 
nach Absatz 2 festgestellt, werden 
die nicht eingeleiteten Wasser-
mengen pauschal ermittelt. Dabei 
gilt als nicht eingeleitete Wasser-
menge im Sinne von Absatz 1:

1.	� je Vieheinheit bei Pferden, 
Rindern, Schafen, Ziegen und 
Schweinen 15 Kubikmeter/Jahr 
und

2.	� je Vieheinheit Geflügel 5 Kubik-
meter/Jahr.

Der Umrechnungsschlüssel für 
Tierbestände in Vieheinheiten ge-
mäß § 51 des Bewertungsgesetzes 
(in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Februar 1991 [BG-
Bl. 1991 I S. 230], zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. 
November 2016 [BGBl. I S. 2464] 
in der jeweils geltenden Fassung) 
ist entsprechend anzuwenden. Für 
den Viehbestand ist der Stichtag 
maßgebend, nach dem sich die Er-
hebung der Tierseuchenbeiträge für 
das laufende Jahr richtet. Diese pau-
schal ermittelte, nicht eingeleitete 
Wassermenge wird von der gesam-
ten verbrauchten Wassermenge im 
Sinne von § 5 abgesetzt. Die danach 
verbleibende Wassermenge muss 
für jede für das Betriebsanwesen 
einwohnermelderechtlich erfasste 
Person, die sich dort während des 
Veranlagungszeitraums nicht nur 
vorübergehend aufgehalten hat, 
mindestens 20 Kubikmeter/Jahr 
betragen. Wird dieser Wert nicht 
erreicht, ist die Absetzung entspre-
chend zu verringern.
(4) �Anträge auf Absetzung sind bis ei-

nen Monat nach Ablauf des Ver-
anlagungszeitraums (§ 13 Abs. 2) 
zu stellen.

§ 7 Gebührenmaßstab
für die Niederschlags-

wasserentsorgung
(1) �Die Verbrauchsgebühr für die 

Teilleistung Niederschlagswasser-
entsorgung wird nach der Nieder- 
schlagswassermenge bemessen, 
die auf dem an die öffentlichen 
Abwasseranlagen angeschlossenen 
Grundstück anfällt und in die öf-
fentlichen Abwasseranlagen ein-
geleitet wird.

(2) �Maßstab für die Verbrauchsge-
bühr für die Teilleistung Nieder-
schlagswasserentsorgung ist die 
versiegelte Grundstücksfläche. 
Versiegelte Grundstücksflächen 
sind:

1.	� die gesamten Grundflächen von 
Gebäuden oder baulichen Anla-
gen einschließlich der Dachüber-
stände,

2.	� die Flächen, die mit einem was-
serundurchlässigen oder teilweise 
wasserundurchlässigen Belag oder 
einer Überdachung versehen sind,

3.	� die sonstigen entwässerten Flä-
chen, soweit von diesen Flächen 
Niederschlagswasser in die öffent-
lichen Abwasseranlagen gelangt.

§ 8 Ermittlung
der versiegelten Fläche

(1) �Die zu berücksichtigende Flä-
che eines Grundstücks wird als 
gewichtete Summe der tatsäch-
lich überbauten und befestigten 
Grundstücksteilflächen ermittelt. 
Berücksichtigt werden nur solche 
Flächen, von denen das Nie-
derschlagswasser mittelbar oder 
unmittelbar in die öffentlichen 
Abwasseranlagen gelangt.

(2) Dabei gehen in der Regel
1.	 Dachflächen zu 100 v.H.
2.	� Asphalt-, Beton-, undurchlässig 

verfugte Platten- oder Pflaster-
beläge oder sonstige geschlossene 
Oberflächen zu 100 v.H.

3.	� Platten- oder Pflasterbeläge auf 
undurchlässigem Unterbau zu 95 
v.H.

4.	� Betonverbundsteine, unverfugte 
Platten oder Pflasterbeläge oder 
ähnliche Oberflächen auf durch-
lässigem Unterbau zu 80 v.H.

5.	� Rasengittersteine, Öko-Pflaster 
und ähnliche Oberflächen auf 
durchlässigem Unterbau zu 50 
v. H.

6.	� Kies, Schotter und sonstige was-
sergebundenen Decken oder ähn-
liche Oberflächen zu 25 v. H.

7.	� der jeweils überdeckten Grund-
stücksteilfläche in die Berechnung 
ein.

Bei der Nutzung von Niederschlags-
wasserspeicheranlagen (Zisternen 
u. ä.) mit Überlauf in die öffentliche 
Kanalisation legt der Verband die da-
für zu berücksichtigende Fläche an-
hand des Bemessungsregenereignisses 
für die Ermittlung des Nutzvolumens 
fest.
(3) �Der Verband kann abweichend 

von Abs. 2 auf Antrag andere 
Anteile zugrunde legen, wenn 
der Grundstückseigentümer 
hierzu einen Nachweis über das 
Abflussverhalten des Nieder-
schlagswassers auf dem Grund-
stück erbringt.

§ 9 Gebührenmaßstab
für Grundstückskläranlagen, 

bei Anlieferung
(1) �Für Abwasser, das aus abflusslosen 

Gruben oder Kleinkläranlagen 
entnommen wird (Grundstücks-
kläranlagen), bemisst sich die 
Verbrauchsgebühr nach der Men-
ge des entnommenen Abwassers.

(2) �Wird Abwasser zu einer öffentli-
chen Abwasserbehandlungsanlage 
gebracht, bemisst sich die Ver-
brauchsgebühr nach der Menge 
des angelieferten Abwassers.

§ 10 Höhe
der Abwassergebühren

(1) �Für die Teilleistung zentrale 
Schmutzwasserentsorgung beträgt 

die Verbrauchsgebühr für Abwas-
ser, das in öffentliche Kanäle der 
Abwasserbeseitigungseinrichtung 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 AbwS 
(Mitgliedsgemeinden Oschatz, 
Naundorf und Liebschützberg) 
eingeleitet und durch ein öffent-
liches Klärwerk gereinigt wird, 
1,79 € je Kubikmeter Abwasser.

(2) �Für die Teilleistung zentrale 
Schmutzwasserentsorgung beträgt 
die Verbrauchsgebühr für Abwas-
ser, das in öffentliche Kanäle der 
Abwasserbeseitigungseinrichtung 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 AbwS 
(Mitgliedsgemeinde Dahlen) ein-
geleitet und durch ein öffentliches 
Klärwerk gereinigt wird, 3,36 € je 
Kubikmeter Abwasser.

(3) �Für die Teilleistung dezentrale 
Schmutzwasserentsorgung beträgt 
die Verbrauchsgebühr für Abwas-
ser, das in öffentliche Kanäle der 
Abwasserbeseitigungseinrichtung 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 AbwS 
(Mitgliedsgemeinden Oschatz, 
Naundorf und Liebschützberg) 
eingeleitet und nicht durch ein 
öffentliches Klärwerk gereinigt 
wird (dezentral entsorgte Grund-
stücke gem. § 2 Abs. 6), 1,57 € je 
Kubikmeter Abwasser.

(4) �Für die Teilleistung dezentrale 
Schmutzwasserentsorgung beträgt 
die Verbrauchsgebühr für Abwas-
ser, das in öffentliche Kanäle der 
Abwasserbeseitigungseinrichtung 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 AbwS 
(Mitgliedsgemeinde Dahlen) 
eingeleitet und nicht durch ein 
öffentliches Klärwerk gereinigt 
wird (dezentral entsorgte Grund-
stücke gem. § 2 Abs. 6), 1,53 € je 
Kubikmeter Abwasser.

(5) �Für die Teilleistung Nieder-
schlagswasserentsorgung beträgt 
die Verbrauchsgebühr für Ab-
wasser, das in öffentliche Kanäle 
der Abwasserbeseitigungseinrich-
tung nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 AbwS 
(Mitgliedsgemeinden Oschatz, 
Naundorf und Liebschützberg) 
gelangt, 0,46 € je Quadratmeter 
der zu veranlagenden Grund-
stücksfläche im Jahr.

(6) �Für die Teilleistung Nieder-
schlagswasserentsorgung beträgt 
die Verbrauchsgebühr für Ab-
wasser, das in öffentliche Kanäle 
der Abwasserbeseitigungseinrich-
tung nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 AbwS 
(Mitgliedsgemeinde Dahlen) ge-
langt, 1,21 € je Quadratmeter der 
zu veranlagenden Grundstücksflä-
che im Jahr.

(7) �Für die Teilleistung Entsorgung 
von abflusslosen Gruben beträgt 
die Verbrauchsgebühr 16,62 € je 
Kubikmeter Abwasser.

(8) �Für die Teilleistung Entsorgung 
von Kleinkläranlagen beträgt die 
Verbrauchsgebühr 45,06 € je Ku-

bikmeter Abwasser.
(9) �In den Fällen der Absätze 7 und 

8 erhebt der Abwasserverband die 
folgenden sonstigen Gebühren:

1.	� für die Verlegung zusätzlicher 
Schlauchlängen, soweit länger als 
20 Meter, je Meter:1,19 €,

2.	� für eine Zwischenreinigung we-
gen starker Verschmutzung oder 
für die Endreinigung vor Au-
ßerbetriebnahme, pro Vorgang: 
41,65 €,

3.	� für den vergeblichen Entsorgungs-
versuch, pro Versuch: 23,80 €.

§ 10 a Grundgebühr für die 
Bereithaltung der Leistung 
Schmutzwasserentsorgung

(1) �Neben den Verbrauchsgebühren 
nach § 10 Absätze 1 bis 4 wird 
für baulich genutzte und an die 
öffentlichen Abwasseranlagen 
angeschlossene Grundstücke eine 
Grundgebühr erhoben.

(2) �Die Grundgebühr beträgt für 
ausschließlich zu Wohnzwecken 
genutzte Grundstücke, deren 
Schmutzwasser in öffentliche 
Kanäle der Abwasserbeseiti-
gungseinrichtung nach § 1 Abs. 
1 Nr. 1 AbwS (Mitgliedsgemein-
den Oschatz, Naundorf und 
Liebschützberg) eingeleitet und 
durch ein öffentliches Klärwerk 
gereinigt wird, je Wohneinheit 
pro Monat 9,24 €. Die Grundge-
bühr beträgt für ausschließlich zu 
Wohnzwecken genutzte Grund-
stücke, deren Schmutzwasser in 
öffentliche Kanäle der Abwasser-
beseitigungseinrichtung nach § 1 
Abs. 1 Nr. 2 AbwS (Mitgliedsge-
meinde Dahlen) eingeleitet und 
durch ein öffentliches Klärwerk 
gereinigt wird, je Wohneinheit 
pro Monat 8,75 €.

(3) �Die Grundgebühr beträgt für 
ausschließlich zu Wohnzwecken 
genutzte Grundstücke, deren 
Schmutzwasser in öffentliche Ka-
näle der Abwasserbeseitigungs-
einrichtung nach § 1 Abs. 1 Nr. 
1 AbwS (Mitgliedsgemeinden 
Oschatz, Naundorf und Lieb-
schützberg) eingeleitet und nicht 
durch ein öffentliches Klärwerk 
gereinigt wird (dezentral entsorgte 
Grundstücke gem. § 2 Abs. 6), je 
Wohneinheit pro Monat 7,33  €. 
Die Grundgebühr beträgt für 
ausschließlich zu Wohnzwecken 
genutzte Grundstücke, deren 
Schmutzwasser in öffentliche Ka-
näle der Abwasserbeseitigungs-
einrichtung nach § 1 Abs. 1 Nr. 
2 AbwS (Mitgliedsgemeinde 
Dahlen) eingeleitet und nicht 
durch ein öffentliches Klärwerk 
gereinigt wird (dezentral entsorgte 
Grundstücke gem. § 2 Abs. 6), je 
Wohneinheit pro Monat 4,07 €.

(4) �Für Grundstücke, die nicht aus-
schließlich zu Wohnzwecken ge-

nutzt werden, werden für deren 
Nutzung Wohneinheiten-Gleich-
werte (WE-GW) auf der Grund-
lage des jeweiligen Schmutzwas-
seranfalls pro Jahr ermittelt. Da-
bei wird der Schmutzwasseranfall 
pro Jahr durch 100 m³ geteilt. 
Der dabei errechnete Quotient 
wird auf die nächstfolgende gan-
ze Zahl aufgerundet und stellt 
den Wohneinheiten-Gleichwert 
dar. Dieser entspricht der Anzahl 
der zu veranlagenden Wohnein-
heiten gemäß Absätze 2 bzw. 3. 
Eine jährliche gebührenpflich-
tige Schmutzwassermenge zwi-
schen 0 und 100 m³ entspricht 
dabei einem Wohneinheiten-
Gleichwert, sodass hierbei eine 
Grundgebühr erhoben wird, 
die einer Wohneinheit gemäß 
Absatz 5 entspricht. Ist bei nicht 
ausschließlich zu Wohnzwecken 
genutzten Grundstücken die 
Anzahl der tatsächlich vorhan-
denen Wohneinheiten im Sinne 
des Abs. 5 größer als der Wohn-
einheitengleichwert nach Satz 3, 
so ist für die Grundgebühr die 
jeweils höhere Zahl zu Grunde 
zu legen.

(5) �Als Wohneinheit im Sinne dieser 
Satzung gilt die Gesamtheit von 
einzelnen oder mehreren nach 
außen durch eine Wohnungsab-
schlusstür oder, falls eine solche 
Wohnungsabschlusstür fehlt, 
nach ihrem tatsächlichen Ge-
brauch zusammengefassten Räu-
men innerhalb eines Gebäudes, 
die einen eigenen Eingang vom 
Freien, von einem Treppenraum 
oder Hausflur oder einen son-
stigen Zugang hat und die un-
abhängig von ihrer derzeitigen 
Ausstattung dem Wohnen oder 
einem längeren Aufenthalt von 
Menschen zu dienen bestimmt 
ist.
§ 11 Starkverschmutzer-

zuschläge
Starkverschmutzerzuschläge werden 
nicht erhoben.

§ 12 Verschmutzungswerte
Verschmutzungswerte werden nicht 
festgesetzt, da Starkverschmutzerzu-
schläge nicht erhoben werden.
§ 13 Entstehung und Fälligkeit 

der Gebührenschuld,
Veranlagungszeitraum

(1) �Die Pflicht, Abwassergebühren 
zu entrichten, entsteht jeweils zu 
Beginn des Kalenderjahres, frü-
hestens jedoch mit der Inbetrieb-
nahme der Grundstücksentwäs-
serungsanlagen oder dem Beginn 
der tatsächlichen Nutzung. Beim 
Wechsel des Gebührenschuldners 
entsteht die Gebührenschuld des 
bisherigen Gebührenschuldners 
mit dem Übergang der Gebüh-
renpflicht.
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(2) �Die Gebührenschuld entsteht 
jeweils

1.	� in den Fällen des § 10 Abs. 1, 
2, 3, 4, 5 und 6 sowie § 10a 
Abs. 2, 3 und 4 zum Ende 
eines Kalenderjahres für das 
jeweilige Kalenderjahr (Veran-
lagungszeitraum). Entsteht die 
Gebührenschuld erstmalig im 
Laufe eines Veranlagungsjahres 
oder ist die Gebühr für einen 
bereits abgelaufenen Veranla-
gungszeitraum neu festzusetzen 
oder ist die Gebühr nach einem 
anderen Gebührensatz im Laufe 
eines Veranlagungszeitraumes 
zu erheben, so sind die Berech-
nungseinheiten dem Zeitanteil 
entsprechend aufzuteilen.

2.	� in den Fällen des § 10 Abs. 7, 
8 und 9 mit der Erbringung der 
Leistung bzw. Anlieferung des 
Abwassers.

(3) �Die Gebühren nach Absatz 2 
Nr. 1 sind zwei Wochen nach 
Bekanntgabe des Gebühren-
bescheids zur Zahlung fällig. 
In den Fällen des Absatzes 2 
Nummer 2 und des Absatzes 1 
Satz 2 wird die Gebühr mit der 
Anforderung fällig.
§ 14 Vorauszahlungen

(1) �Auf die voraussichtliche Gebüh-
renschuld nach § 10 Abs. 1, 2, 3, 
4, 5 und 6 sowie § 10a Abs. 2, 3 
und 4 sind Vorauszahlungen zu 
leisten, denen jeweils ein Sech-
stel der Summe aus Verbrauchs- 
und Grundgebühr des Vorjahres 
zu Grunde zu legen ist. Ände-
rungen der Gebührenhöhe, ins-
besondere durch Absetzungen, 
sind zu berücksichtigen. Die 
Vorauszahlungsbeträge sind auf 
volle EUR-Beträge abzurunden.

(2) �Die Vorauszahlungen sind je-
weils zum 01.02., 01.04., 01.06., 
01.08., 01.10. und 01.12. eines 
jeden Jahres zu leisten. Wird der 
Gebührenbescheid nach Ablauf 
eines oder mehrerer der Fällig-
keitstermine nach Satz 1 erstellt, 
können Vorauszahlungen auch 
zu den Fälligkeitsterminen des 
Folgejahres, die den abgelaufe-
nen Fälligkeitsterminen entspre-
chen, festgesetzt werden.

(3) �Beträgt die Summe der Voraus-
zahlungen für die Teilleistung 
Niederschlagswasserentsorgung 
weniger als 60,00 EUR, ist ab-
weichend von Absatz 1 und 2 
auf die voraussichtliche Gebüh-
renschuld nach § 10 Abs. 5 und 
6 nur eine Vorauszahlung zum 
01.07. eines jeden Jahres in Hö-
he dieser Summe zu leisten. 

(4) �Fehlt eine Vorjahresabrechnung 
oder bezieht sich diese nicht auf 
ein volles Kalenderjahr, wird 
die voraussichtliche Gebühren-
schuld geschätzt.

§ 15 Anzeige- und
Auskunftspflichten

(1) �Binnen eines Monats haben der 
Grundstückseigentümer, der 
Erbbauberechtigte und der sonst 
dinglich zur baulichen Nutzung 
Berechtigte dem Verband anzu-
zeigen:

1.	� jede Änderung der Benutzungs- 
und Eigentumsverhältnisse 
und sonstigen dinglichen Nut-
zungsverhältnisse (Änderung 
des Gebührenschuldners nach 
§ 3) an einem an die öffentliche 
Abwasserbeseitigung (zentral 
oder dezentral) angeschlossenen 
Grundstücks. Die Anzeigepflicht 
obliegt dem bisherigen und dem 
neuen Eigentümer, dinglich 
Berechtigten bzw. Gebühren-
schuldner,

2.	� die bei In-Kraft-Treten dieser 
Satzung vorhandenen abfluss-
losen Gruben und Kleinklär-
anlagen, soweit dies noch nicht 
geschehen ist,

3.	� die Inbetriebnahme einer 
Grundstückskläranlage,

4.	� Vergrößerungen oder Verkleine-
rungen der versiegelten Grund-
stücksflächen oder Änderungen 
der Versiegelungsart, soweit das 
Grundstück niederschlagswasse-
rentsorgt wird,

5.	� die versiegelte Grundstücksflä-
che, sobald der Verband den 
Grundstückseigentümer dazu 
auffordert,

6.	� die Änderung der Postanschrift 
des Gebührenschuldners.

(2) �Binnen eines Monats nach Ab-
lauf des Veranlagungszeitraums 
hat der Gebührenpflichtige dem 
Verband schriftlich anzuzeigen 
bzw. zu erklären:

1.	� die Menge des Wasserverbrauchs 
aus einer nichtöffentlichen Was-
serversorgungsanlage (§ 5 Abs. 1 
Nr. 2),

2.	� die Menge des auf dem Grund-
stück gesammelten und als 
Brauchwasser verwendeten Nie-
derschlagswassers oder sonstigen 
Wassers (§ 5 Abs. 1 Nr. 3).

(3) �Unverzüglich haben der Grund-
stückseigentümer und die sonst 
zur Nutzung eines Grundstücks 
oder einer Wohnung berech-
tigten Personen dem Verband 
mitzuteilen:

1.	� Änderungen der Beschaffenheit, 
der Menge und des zeitlichen 
Anfalls des Abwassers,

2.	� wenn gefährliche oder schädliche 
Stoffe in die öffentlichen Abwas-
seranlagen gelangen oder damit 
zu rechnen ist,

3.	� den Entleerungsbedarf der ab-
flusslosen Gruben und Klein-
kläranlagen,

4.	� die Ergebnisse der Wartung der 
Grundstückskläranlagen,

5.	� die Nachweise der Eigenkontrol-
le der Grundstückskläranlagen, 
sobald der Verband den Grund-
stückseigentümer dazu auffor-
dert,

6.	� Betriebsstörungen, Außerbe-
triebnahmen und ähnliche 
Störungen im Betrieb der 
Grundstückskläranlagen, die 
eine Nichteinhaltung der erfor-
derlichen Reinigungsleistung 
besorgen lassen.

(4) �Wird eine Grundstücksent-
wässerungsanlage, auch nur 
vorübergehend, außer Betrieb 
gesetzt, hat der Grundstück-
seigentümer diese Absicht so 
frühzeitig mitzuteilen, dass der 
Anschlusskanal rechtzeitig ver-
schlossen oder beseitigt werden 
kann.

(5) �Die Gebührenschuldner oder ih-
re Vertreter haben dem Verband 
auf Verlangen jede Auskunft zu 
erteilen, die für die Festsetzung 
und Erhebung von Gebühren 
erforderlich ist.

(6) �Den Bediensteten des Verbandes 
oder dessen Beauftragten ist zur 
Prüfung der örtlichen Voraus-
setzungen gemäß Abs. 5 Zu-
tritt zu allen hierfür in Betracht 
kommenden Grundstücksteilen 
zu gewähren.

§ 16 Haftung des Verbandes
(1) �Werden die öffentlichen Abwas-

seranlagen durch Betriebsstö-
rungen, die der Verband nicht 
zu vertreten hat, vorübergehend 
ganz oder teilweise außer Betrieb 
gesetzt oder treten Mängel oder 
Schäden auf, die durch Rück-
stau infolge von Naturereignis-
sen, wie Hochwasser, Starkregen 
oder Schneeschmelze oder durch 
Hemmungen im Abwasserab-
lauf verursacht sind, so erwächst 
daraus kein Anspruch auf Scha-
denersatz. Ein Anspruch auf 
Ermäßigung oder auf Erlass 
von Beiträgen oder Gebühren 
entsteht in keinem Fall.

(2) �Die Verpflichtung des Grund-
stückseigentümers zur Sicherung 
gegen Rückstau (§ 17 AbwS) 
bleibt unberührt.

(3) �Im Übrigen haftet der Verband 
nur für Vorsatz oder grobe Fahr-
lässigkeit.

(4) �Eine Haftung nach den Vor-
schriften des Haftpflichtgesetzes 
bleibt unberührt.

§ 17 Anordnungsbefugnis, 
Haftung der Benutzer

(1) �Der Verband kann nach pflicht-
gemäßem Ermessen die notwen-
digen Maßnahmen im Einzelfall 
anordnen, um rechtswidrige Zu-
stände zu beseitigen, die unter 
Verstoß gegen Bestimmungen 
dieser Satzung herbeigeführt 
worden oder entstanden sind. 

Er kann insbesondere Maßnah-
men anordnen, um drohende 
Beeinträchtigungen öffentlicher 
Abwasseranlagen zu verhindern 
und um deren Funktionsfähig-
keit aufrecht zu erhalten. Dies 
gilt ebenso für Maßnahmen um 
eingetretene Beeinträchtigungen 
zu minimieren und zu beenden, 
sowie um die Funktionsfähigkeit 
der Abwasseranlagen wiederher-
zustellen.

(2) �Der Grundstückseigentümer 
und die sonstigen Benutzer haf-
ten für schuldhaft verursachte 
Schäden, die infolge einer un-
sachgemäßen oder den Bestim-
mungen dieser Satzung wider-
sprechenden Benutzung oder 
infolge eines mangelhaften Be-
triebs oder Zustands der Grund-
stücksentwässerungsanlagen ent-
stehen. Sie haben den Verband 
von Ersatzansprüchen Dritter 
freizustellen, die wegen solcher 
Schäden geltend gemacht wer-
den. Gehen derartige Schäden 
auf mehrere Grundstücksent-
wässerungsanlagen zurück, so 
haften deren Eigentümer oder 
Benutzer als Gesamtschuldner.

§ 18 Ordnungswidrigkeiten
(1) �Ordnungswidrig im Sinne von 

§ 124 Abs. 1 SächsGemO han-
delt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig entgegen § 15 seinen An-
zeige- und Auskunftspflichten 
nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig nachkommt.

(2) �Ordnungswidrig im Sinne von 
§ 6 Abs. 2 Nr. 2 SächsKAG 
handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig seinen Anzeige- und 
Auskunftspflichten nach § 15 
nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig nachkommt.

(3) �Die Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße in Höhe 
von bis zu 10.000 € geahndet 
werden (§ 6 Abs. 3 SächsKAG).

(4) �Die Vorschriften des Säch-
sischen Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes (SächsVwVG) 
vom 10. September 2003 
(SächsGVBl. S. 614, 913), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 
Absatz 1 des Gesetzes vom 5. 
April 2019 (SächsGVBl. S. 245) 
in der jeweils geltenden Fassung 
bleiben unberührt. 

§ 19 Unklare
Rechtsverhältnisse

Bei Grundstücken, die im Grund-
buch noch als Eigentum des Volkes 
eingetragen sind, tritt an die Stelle 
des Grundstückseigentümers nach 
den Vorschriften dieser Satzung der 
Verfügungsberechtigte im Sinne 
von § 8 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Feststellung der Zuordnung 
von ehemals volkseigenem Vermö-
gen (Vermögenszuordnungsgesetz 

- VZOG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 29. März 1994 
(BGBl. I, S. 709), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 3. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 1688), in der 
jeweils geltenden Fassung.

§ 20 In-Kraft-Treten, 
Außer-Kraft-Treten

(1) �Soweit Abgabenansprüche nach 
dem bisherigen Satzungsrecht 
auf Grund des SächsKAG oder 
des Vorschaltgesetzes Kom-
munalfinanzen bereits entstan-
den sind, gelten anstelle dieser 
Satzung die Satzungsbestim-
mungen, die im Zeitpunkt des 
Entstehens der Abgabenschuld 
gegolten haben.

(2) �Diese Satzung tritt rückwirkend 
zum 01. 01. 2020 in Kraft. 

Hinweis nach § 4 Abs. 4 SächsGe-
mO:
Nach § 47 Absatz 2 und § 6 Absatz 
1 SächsKomZG in Verbindung mit 
§ 4 Absatz 4 SächsGemO gelten Sat-
zungen, die unter Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften 
zustande gekommen sind, ein Jahr 
nach ihrer Bekanntmachung als von 
Anfang an gültig zustande gekom-
men. Dies gilt nicht, wenn
1.	� die Ausfertigung der Satzung 

nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2.	� Vorschriften über die Öffent-

lichkeit der Sitzungen, die Ge-
nehmigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt 
worden sind,

3.	� der Verbandsvorsitzende dem 
Beschluss nach § 47 Absatz 2 
und § 6 Absatz 1 SächsKomZG 
in Verbindung mit § 52 Absatz 
2 SächsGemO wegen Gesetzes-
widrigkeit widersprochen hat,

4.	� vor Ablauf der in § 47 Absatz 2 
und § 6 Absatz 1 SächsKomZG in 
Verbindung mit § 4 Absatz 4 Satz 
1 SächsGemO genannten Frist

a) �die Rechtsaufsichtsbehörde den 
Beschluss beanstandet hat oder

b) �die Verletzung der Verfahrens- 
und Formvorschrift gegenüber 
dem Verband unter Bezeichnung 
des Sachverhaltes, der die Verlet-
zung begründen soll, schriftlich 
geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach den Zif-
fern 3 oder 4 geltend gemacht wor-
den, so kann auch nach Ablauf der 
in § 47 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 
SächsKomZG in Verbindung mit 
§ 4 Absatz 4 Satz 1 SächsGemO ge-
nannten Frist jedermann diese Ver-
letzung geltend machen.

Oschatz, den 17. 12. 2019

Andreas Kretschmar
Verbandsvorsitzender
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